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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Im Vorfeld der Abstimmung kämpften neben dem Gewerbeverband auch
Economiesuisse sowie die SVP, die FDP und die Liberalen gegen die Neuerung. Sie
kritisierten die zusätzliche Belastung der Arbeitgeberseite, welche die Zulagen
weitgehend finanzieren muss. Sie wandten ein, dass durch den einheitlichen
Minimalsatz die Hoheit der Kantone eingeschränkt würde und dass die zusätzlichen
Mittel nach dem Giesskannenprinzip verteilt würden, statt sie gezielt jenen Familien
zufliessen zu lassen, die sie auch wirklich bräuchten. Für die SVP und den
Gewerbeverband bildeten ferner die Zahlungen an Kinder im Ausland, wenn ihre Eltern
in der Schweiz arbeiten, ein zentrales Argument gegen die Vorlage. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2006
MARIANNE BENTELI

Mit einem Ja-Stimmenanteil von 68% hiess das Volk am 26. November die
Harmonisierung der Familienzulagen klar gut. Das Gesetz wurde einzig in Appenzell
Innerrhoden mit 54,4% abgelehnt. Am grössten war die Zustimmung mit 83,7% im
Kanton Jura. Es ist dies jener Kanton, in dem die Familien vom neuen Gesetz am
meisten profitieren werden, weil dort die Kinderzulagen am tiefsten waren. Auch die
Kantone Neuenburg, Waadt und Bern, deren Zulagen ebenfalls deutlich unter dem
künftigen Minimum lagen, stimmten der Harmonisierung mit Mehrheiten von über 70%
zu. Mit Ausnahme von Genf lagen die durchschnittlichen Ja-Stimmenanteile in den
Kantonen der Westschweiz und im Tessin höher als in der Deutschschweiz.

Abstimmung vom 26. November 2006

Beteiligung: 45,0%
Ja: 1 480 796 (68,0%)
Nein: 697 415 (32,0%) 

Parolen: Ja: CVP, SP, EVP, CSP, PdA, PSA, GPS, SD, EDU, Lega; SBV, SGB, Travail.Suisse.
Nein: FDP (4*), SVP, LP, FPS; Economiesuisse, SGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2006
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Liberale Parteien

Auf ihrer Versammlung im März in Yverdon (VD) beschlossen die Delegierten der LP mit
41:10 Stimmen das Referendum der Arbeitgeber gegen die Vereinheitlichung der
Kinderzulagen zu unterstützen. Zwar befürchteten manche Delegierten, diese Haltung
könnte der Partei als Familienfeindlichkeit ausgelegt werden, doch überwog die
Überzeugung, die Kompetenz für die Familienpolitik müsse bei den Kantonen bleiben.
Ausserdem empfahlen die Delegierten den Bildungsartikel mit 58:4 Stimmen zur
Annahme. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.03.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

1) Zur Abstimmungskampagne siehe Presse vom 29.9.06-25.11.06; NZZ, 12.10. und 21.10.06; TA, 28.10.06.
2) BBl, 2007, S. 451 ff.; Presse vom 27.11.06. 
3) AZ und NZZ, 27.3.06.
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